
B e s c h l uss
des Landeshauptausschusses am 20. Oktober 2001 in Ilshofen
EU – Osterweiterung -  Vorteile und Chancen für Baden-Württemberg

· Europaweit entsteht ein Binnenmarkt mit 500 Millionen Verbraucherinnen und Verbrauchern und die freie Marktwirtschaft setzt sich in ganz Europa durch.

· Die entstehenden Wachstums- und Wettbewerbseffekte verbessern die Wettbewerbs- fähigkeit in der Triadenkonkurrenz zwischen den USA, Europa und Japan. 

· Die wirtschaftliche Integration der MOE-Staaten in die EU bringt nicht nur für die deutsche Wirtschaft als Haupthandelspartner besondere Chancenpotenziale. 

· Mit der Umsetzung der EU-Binnenmarktstandards und der geld- und fiskal-politischen Konvergenzkriterien der Europäischen Währungsunion verbessern sich die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen in den Beitrittsländern. Dies wirkt sich positiv auf die Wirtschaft Baden-Württembergs aus. Denn:

· Der Anteil der Gesamtausfuhren aus Baden-Württemberg in die  MOE-Staaten ist von 2,9 % (1990) über 6,5 % (1997) auf 8% (2000) angestiegen. 

· Die Exporte in die zehn MOE-Beitrittsländer haben sich seit 1993 ver-dreifacht. Ihr Anteil an den BW-Gesamtausfuhren stieg von 4 % (1993) auf 7% (2000). Während die Gesamtexporte zwischen 1993 und 2000 um 9 % p.a. zunahmen, wuchsen die BW-Exporte in die MOE-Staaten um 17 % p.a. 

· Beim EU-Beitritt müssen die hohen Umwelt-, Gesundheits-, Verbraucher-schutz- und Arbeitsschutzbestimmungen der EU erfüllt werden. Das sorgt für eine starke Nachfrage nach hochwertigen Investitionsgütern, die den EU-Standards entsprechen. Baden-Württembergs Wirtschaft verfügt über modernste und umweltverträgliche Industrieausrüstungen sowie Verfahrensprozesse und hat alle Produkte, die für die wirtschaftliche Modernisierung benötigt werden.

· Bei den arbeitsintensiven Branchen des Landes können mit der Verlagerung von arbeitsintensiven Fertigungsstufen in die MOE-Niedriglohnländer Arbeitsplätze in Baden-Württemberg gesichert werden. 

· Die Erweiterung der EU bietet die Chance, die durch den Fachkräftemangel bedingte Wachstumsbremse in den Zukunftsbranchen zu überwinden. Die Zuwanderer aus MOE-Ländern sind zum Teil hoch qualifiziert (10 % Akademiker) und  werden hier mit offenen Armen aufgenommen. 

· Sichere rechtliche Rahmenbedingungen bilden im größer werdenden euro-päischen Raum der Freiheit die Grundvoraussetzung für erfolgreichen internationalen Handel und senken Informations-, Transaktions- und Rechtsverfolgungskosten. Baden-Württembergische Unternehmen sind dann in der Lage, sich diese Märkte als Nachfrager und Anbieter voll zu erschließen, ohne den Risiken einer fremden Rechtsordnung ausgesetzt zu sein. 

· Die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung von Urteilen minimiert die Ausfallrisiken. 

· Eine Harmonisierung des Zivilrechts verringert die Kosten der Beratung in einem fremden Rechtssystem.

· Der Schutz geistigen Eigentums kommt im Hinblick auf hohe ökonomische Einbußen durch Plagiat der innovativen baden-württembergischen Wirtschaft  besonders zugute.

· Die Kriminalitätsbekämpfung wird europaweit vereinfacht. Die organisierte Kriminalität verliert eine Basis für ihre Operationen. 
· Dehnen Europol und Eurojust ihre Aktivität auf die Beitrittsstaaten aus, können organisierte Verbrechensnetzwerke effektiver bekämpft werden.

· Die Angleichung der Strafvorschriften in den Beitrittsstaaten etabliert ein System gleicher Werte in ganz Europa. Ziehen alle Staaten von der Ächtung terroristischer Gewalttaten bis hin zur konsequenten Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität am gleichen Strang, so erhöht dies die Sicherheit und Kontinuität.

· Die europaweite Abschöpfung von Verbrechensgewinnen trifft die organisierte Kriminalität am Nerv und entzieht ihr die finanziellen Ressourcen. 

· Wichtig ist eine intelligente Steuerung der Zuwanderung, um diese an den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes ausrichten zu können. In den Beitrittsverhandlungen werden die dafür notwendigen Instrumente geschaffen. Diese gilt es in Deutschland sinnvoll und mit Augenmass einzusetzen.

· Eine gemeinsame Flüchtlings- und Asylpolitik bietet die Gewähr dafür, dass gleiche Aufnahmebedingungen in ganz Europa gelten und eine gerechte Verteilung der Lasten stattfindet. Dies wird Baden-Württemberg in ganz besonderem Maße zugute kommen, weil die Lebens- und Arbeitsbedingungen bei uns hochattraktiv sind.
· Eine effektive Sicherung der gemeinsamen Außengrenze verhindert illegale Einwanderung. Die Beschränkung auf legale Einwanderung führt dazu, dass Baden-Württemberg die positiven Aspekte von Migration i. S. eines erweiterten Arbeitskräftepotentials voll für sich nutzen kann
· Orientiert an deutsch-französischem und deutsch-polnischem Jugendwerk sollten Einrichtungen geschaffen werden, die die Begegnung mit Jugendlichen der Länder in Mittel- und Osteuropa fördern.

· Im Rahmen des europabezogenen Unterrichts der Schulen sollten die Beitrittsländer schwerpunktmäßig – zum Beispiel innerhalb des projektorientierten Unterrichts – verstärkt berücksichtigt werden.

· Baden-Württemberg sollte die bestehenden Partnerregionen um solche in den mittel- und osteuropäischen Ländern erweitern.

· Die Anpassung der Produktionsstätten, der Wasserversorgung, der Abwasser- und Abfallentsorgungsstrukturen der Beitrittsländer an EU-Standards wird die Umweltqualität dort verbessern und einen positiven Beitrag zur Umweltqualität in Westeuropa, etwa durch den Rückgang von grenzüberschreitenden Luftschadstofffrachten, sorgen.

· Der Transitverkehr wird sich in den kommenden Jahren verdoppeln. Es wird dringend notwendig sein, die Leitlinien für das Transeuropäische Verkehrswegenetz (TEN-V) fortzuentwickeln und in Deutschland ein Sonderinvestitionsprogramm „Transitverkehr“ für Straße, Schiene und Luft zu entwickeln. In Baden-Württemberg muss der Ausbau der Magistralen Priorität bekommen.
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